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Gesetzentwurf

der Bundesregierung

Entwurf eines … Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches – Stärkung
des Schutzes von Vollstreckungsbeamten und Rettungskräften

A. Problem und Ziel

Der Schutz von Vollstreckungsbeamtinnen und -beamten sowie von Rettungs-
kräften ist ein wichtiges Anliegen. Kommt es während der Ausübung ihres Diens-
tes zu einem Angriff auf Vollstreckungsbeamte, werden sie nicht als Individual-
personen angegriffen, sondern als Repräsentanten der staatlichen Gewalt. Da Po-
lizistinnen und Polizisten beispielsweise im Streifendienst den Bürgerinnen und
Bürgern möglichst offen gegenübertreten sollen, sind präventive Maßnahmen,
wie beispielsweise eine verbesserte Schutzausrüstung und -bekleidung, nicht in
allen Einsatzsituationen ratsam. Daher verdienen gerade Polizisten, die allge-
meine Diensthandlungen ausüben, einen besonderen Schutz.

Die Polizeiliche Kriminalstatistik erfasst seit der Einführung des Kataloges „Ge-
schädigtenspezifik“ im Jahr 2011 Polizisten sowie andere Vollstreckungsbeamte
nicht mehr nur als Opfer von „Widerstandsdelikten“, sondern umfassender als
Opfer von „Gewaltdelikten“ (zum Beispiel Körperverletzungen, Mord, Tot-
schlag). Voraussetzung ist dabei, dass sie in Ausübung ihres Dienstes geschädigt
werden (siehe Polizeiliche Kriminalstatistik – PKS – 2014 und 2015, jeweils
Nummer 6.3). Im Jahr 2015 wurden 64 371 Polizisten Opfer von Straftaten (2014:
62 770; 2013: 59 044). Bei vollendeten Straftaten gab es 2015 gegenüber 2014
eine Steigerung von 1,9 Prozent (in Zahlen: 1 084 Opfer), während es 2014 ge-
genüber 2013 eine Steigerung von 7,0 Prozent gab (in Zahlen: 3 665 Opfer).

Vor diesem Hintergrund zielt dieser Gesetzentwurf auf eine Stärkung des Schut-
zes von Vollstreckungsbeamten. Tätliche Angriffe auf sie mit dem ihnen inne-
wohnenden erhöhten Gefährdungspotential für das Opfer sollen stärker sanktio-
niert werden. Außerdem soll auch neben der Anwendung anderer, allgemeiner
Strafvorschriften gewährleistet werden, dass der spezifische Unrechtsgehalt des
Angriffs auf einen Repräsentanten der staatlichen Gewalt im Strafausspruch deut-
lich wird. Zu diesem Zweck sollen die Strafvorschriften der §§ 113 ff. des Straf-
gesetzbuches (StGB) umgestaltet werden.

Respekt und Wertschätzung verdienen aber auch die Hilfskräfte der Feuerwehr,
des Katastrophenschutzes und der Rettungsdienste. Ein Angriff auf sie ist zu-
gleich ein Angriff auf die öffentliche Sicherheit, da er zu einer Beeinträchtigung
der Hilfeleistung führen kann. Die vorgeschlagenen Änderungen werden daher
auch auf sie übertragen.
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Wegen des inhaltlichen Zusammenhangs sollen auch Änderungen in den §§ 125
und 125a StGB vorgenommen werden. Mit diesen Änderungen bringt der Gesetz-
geber gleichzeitig seine Wertschätzung für den Dienst der Polizisten, aber auch
der anderen Vollstreckungsbeamten sowie für den Einsatz der Hilfskräfte der Feu-
erwehr und der Rettungsdienste zum Ausdruck. Gleichzeitig ist der Gesetzent-
wurf ein Beitrag zur Umsetzung der Vereinbarung aus dem Koalitionsvertrag zwi-
schen CDU, CSU und SPD für die 18. Legislaturperiode, Polizisten und andere
Einsatzkräfte stärker bei gewalttätigen Übergriffen zu schützen.

B. Lösung

Die Tatbegehungsform des tätlichen Angriffs wird aus § 113 StGB herausgelöst
und in § 114 StGB-E als selbständiger Straftatbestand mit verschärftem Strafrah-
men (Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren) ausgestaltet. Der neue
Straftatbestand verzichtet für den tätlichen Angriff auf Vollstreckungsbeamte auf
den in § 113 Absatz 1 StGB erforderlichen Bezug zur Vollstreckungshandlung.
Damit kommt auch bei der Erfüllung anderer Straftatbestände im Strafausspruch
das spezifische Unrecht des Angriffs auf das Opfer bei dessen Dienstausübung
zum Ausdruck. Wie bisher werden tätliche Angriffe auf Vollstreckungsbeamte,
die eine konkrete Vollstreckungsmaßnahme durchführen, nicht bestraft, wenn die
Diensthandlung nicht rechtmäßig ist. Auch gelten hierfür die Irrtumsregelungen
des § 113 StGB. Damit wird der Besonderheit von Vollstreckungssituationen
Rechnung getragen. Für tätliche Angriffe im Rahmen sonstiger Diensthandlungen
sind die Privilegierungs- sowie die Irrtumsregelungen des § 113 Absatz 3 und 4
StGB dagegen nicht anwendbar. Hier gelten die allgemeinen Rechtfertigungs-
gründe und Irrtumsregelungen.

Weiterhin werden die Regelbeispiele des § 113 Absatz 2 StGB erweitert, um dem
erhöhten Gefährdungspotential für das Opfer angemessen Rechnung zu tragen.
Zum einen liegt künftig in der Regel ein besonders schwerer Fall auch dann vor,
wenn der Täter oder ein anderer Beteiligter eine Waffe oder ein anderes gefährli-
ches Werkzeug bei sich führt und (noch) keine Absicht besteht, diese bzw. dieses
zu verwenden. Zum anderen soll in der Regel ein besonders schwerer Fall vorlie-
gen, wenn die Tat mit einem anderen Beteiligten gemeinschaftlich begangen wird.

Flankierend wird der vom geltenden § 114 StGB erfasste Personenkreis (Hilfs-
kräfte der Feuerwehr, des Katastrophenschutzes oder eines Rettungsdienstes)
auch weiterhin wie Vollstreckungsbeamte geschützt. Der geltende § 114 StGB
wird in § 115 StGB-E überführt und angepasst.

Wegen des inhaltlichen Zusammenhangs zwischen den §§ 113 ff. StGB und den
§§ 125, 125a StGB soll wie bei § 113 Absatz 2 StGB auch bei § 125a StGB künf-
tig in der Regel ein besonders schwerer Fall vorliegen, wenn der Täter eine Waffe
oder ein anderes gefährliches Werkzeug bei sich führt. Auf eine etwaige Absicht,
diese bzw. dieses zu verwenden, soll es nicht mehr ankommen.

Zugleich soll für den Landfriedensbruch die Subsidiaritätsklausel gestrichen wer-
den, damit auch bei der Erfüllung anderer, schwerer wiegender Straftatbestände
im Strafausspruch das spezifische Unrecht des Landfriedensbruchs zum Ausdruck
kommt.



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode – 3 – Drucksache 18/11547

C. Alternativen

Beibehaltung des bisherigen, als unbefriedigend empfundenen Rechtszustands.
Alternative Regelungsvorschläge enthalten die Gesetzesanträge der Länder Hes-
sen und Saarland (Bundesratsdrucksachen 187/15 und 165/15). Diese verzichten
aber anders als der vorliegende Gesetzentwurf völlig auf den Bezug zu einer
Diensthandlung und reichen so auch in den privaten Bereich des Opfers hinein.
Für einen so weitreichenden Schutz besteht kein Anlass; vielmehr erscheint hier
der Schutz über die allgemeinen Straftatbestände, insbesondere die Körperverlet-
zungsdelikte, ausreichend.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Keine.

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Keiner.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Keiner.

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten

Keine.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Keiner.

F. Weitere Kosten

Mehrkosten im justiziellen Kernbereich sind nicht in nennenswertem Umfang zu
erwarten, da die vorgeschlagene Entwurfsregelung im Wesentlichen bereits jetzt
strafbare Sachverhalte erfasst. Etwaiger Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln
beim Bund soll finanziell und stellenmäßig im Einzelplan 07 ausgeglichen wer-
den.
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND Berlin, 16. März 2017

DIE BUNDESKANZLERIN

An den

Präsidenten des

Deutschen Bundestages

Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert

Platz der Republik 1

11011 Berlin

Sehr geehrter Herr Präsident,

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches – Stärkung
des Schutzes von Vollstreckungsbeamten und Rettungskräften

mit Begründung und Vorblatt (Anlage).

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen.

Federführend ist das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz.

Der Bundesrat hat in seiner 954. Sitzung am 10. März 2017 beschlossen, gegen

den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes keine Einwen-

dungen zu erheben.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Angela Merkel
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Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches – Stärkung
des Schutzes von Vollstreckungsbeamten und Rettungskräften

Der Text des Gesetzentwurfs und der Begründung ist gleich lautend
mit dem Text der Bundestagsdrucksache 18/11161.
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